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Eidgenössisches Departement des Innern 

Volksinitiative «Für eine öffentliche Krankenkasse» und 
indirekter Gegenvorschlag 
(Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung; KVG) 
Die Volksinitiative «Für eine öffentliche Krankenkasse» verlangt die Einrichtung 
einer öffentlichen Krankenkasse für die obligatorische Krankenpflegeversicherung 
durch den Bund. Nach Ansicht des Bundesrates drängt sich eine solche radikale 
Veränderung nicht auf. Er ist, im Gegenteil, der Ansicht, dass ein System mit einer 
Vielzahl von Versicherern in der sozialen Krankenversicherung klare Vorzüge 
gegenüber einer Monopolstellung einer einzigen Krankenkasse aufweist. Der Bun-
desrat empfiehlt, die Volksinitiative «Für eine öffentliche Krankenkasse» abzuleh-
nen und ihr gleichzeitig einen indirekten Gegenvorschlag gegenüberzustellen. 

Der Gegenvorschlag, welcher der Bundesrat der Volksinitiative «Für eine öffent-
liche Krankenkasse» gegenüberstellt, beinhaltet im Wesentlichen zwei Elemente. 
Einerseits soll mit der Einführung einer Rückversicherung für sehr hohe Kosten, 
kombiniert mit einer Verfeinerung des Risikoausgleichs, der Anreiz der Kranken-
versicherer zur Risikoselektion in der obligatorischen Krankenpflegeversicherung 
vermindert werden. Andererseits sollen Grund- und Zusatzversicherungen getrennt 
und künftig durch verschiedene Gesellschaften (juristische Einheiten) durchgeführt 
werden. Zudem müssen Informationsbarrieren eingerichtet werden, welche den 
Informationsaustausch zwischen der Krankenkasse und den anderen Gesellschaften 
der Gruppe verhindern. Diese Massnahme führt zu mehr Transparenz und dient 
ausserdem dazu, der Risikoselektion entgegenzuwirken. 

Datum der Eröffnung: 27. Februar 2013 

Vernehmlassungsfrist: 3. Juni 2013 

Die Vernehmlassungsunterlagen können bezogen werden bei: Bundesamt für  
Gesundheit, BAG, Abteilung Versicherungsaufsicht, Hessstrasse 27E, 3003 Bern, 
Telefon 031 323 70 66, Fax 031 323 00 60, www.bag.admin.ch 

Die Vernehmlassungsunterlagen sind elektronisch abrufbar unter: 
www.admin.ch/ch/d/gg/pc/pendent.html 
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